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Etwas mehr als die Hälfte aller Beschäftigten kann 

auch in diesem Jahr für die Weihnachtseinkäufe 

auf eine sonderzahlung zurückgreifen. Bessere 

Chancen haben arbeitnehmer mit tariflohn. 

Insgesamt bekommen rund 54 Prozent der Beschäftigten ei-
ne Jahressonderzahlung in Form von Weihnachtsgeld. Dies 
ergab eine Online-Umfrage des vom WSI-Tarifarchiv betreu-
ten Webportals lohnspiegel.de.* Rund 15.000 Arbeitnehmer 
haben sich daran beteiligt. Die Analyse zeigt: Eindeutige Vor-
teile bringt die Tarifbindung des Arbeitgebers. Beschäftigte, 
die nach Tarifvertrag bezahlt werden, erhalten zu 71 Prozent 
Weihnachtsgeld, Beschäftigte ohne Tarifbindung dagegen 
nur zur 41 Prozent. Auch die Mitgliedschaft in einer Gewerk-
schaft zahlt sich aus. 64 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder 
werden mit der Sonderzahlung bedacht, Nichtmitglieder nur 
zu 52 Prozent.

Große Unterschiede gibt es immer noch zwischen Ost- und 
Westdeutschland. 58 Prozent der Arbeitnehmer im Westen, 
aber nur 39 Prozent im Osten können sich über ein finanzi-
elles Extra freuen. Auch ein befristeter Arbeitsvertrag wirkt 
sich nachteilig aus. Hier bekommen nur 45 Prozent Weih-
nachtsgeld, bei unbefristet Beschäftigten sind es 56 Prozent. 
Frauen haben ebenfalls schlechtere Chancen. 51 Prozent der 
Arbeitnehmerinnen erhalten eine Sonderzahlung, aber 57 
Prozent der Arbeitnehmer.

Die geltenden Tarifverträge sehen in den meisten Wirt-
schaftszweigen ein Weihnachtsgeld vor, zeigt die Auswer-
tung des WSI-Tarifarchivs. Zumeist beträgt es einen festen 
Prozentsatz des Monatseinkommens. Im Vergleich zu den 
Vorjahren haben sich diese Prozentsätze kaum verändert. 
Ein mit 95 bis 100 Prozent eines Monatseinkommens ver-
gleichsweise hohes Weihnachtsgeld erhalten die Beschäftigten 
im Bankgewerbe, in der Süßwarenindustrie, in der westdeut-
schen Chemieindustrie sowie in der Druckindustrie. Darun-
ter liegen unter anderem die Versicherungen (80 Prozent), 
der Einzelhandel West (62,5 Prozent) und die Metallindustrie 
(West: 55 Prozent, Ost: 50 Prozent).

In vielen Branchen haben die Arbeitnehmer in Ostdeutsch-
land mittlerweile gleichgezogen. Dennoch fallen die abso-

luten Euro-Beträge in der Mehrzahl der östlichen Tarifge-
biete niedriger aus. Die mittlere Vergütungsgruppe kommt 
in Westdeutschland auf Beträge zwischen 250 Euro für die 
Arbeiter in der bayerischen Landwirtschaft über 1.501 Euro 
für die Arbeiter im westdeutschen Bauhauptgewerbe bis hin 
zu 2.994 Euro für die Arbeitnehmer in der nordrhein-west-
fälischen Energieversorgung. Kein Weihnachtsgeld erhalten 
unter anderem die Beschäftigten im Bauhauptgewerbe Ost 
und im gesamtdeutschen Gebäudereinigerhandwerk.

Der Bund und die einzelnen Bundesländer haben die Son-
derzahlung für ihre Beamten ganz unterschiedlich geregelt. 
Zum Teil ist das Weihnachtsgeld inzwischen in die laufen-
de monatliche Besoldung integriert. Sachsen sieht für seine 
Staatsdiener keinerlei finanzielle Extras vor.   B

WeihNAchtsgeld

alle Jahre wieder: 
tarifvertrag lohnt

* Quelle: WSI-Tarifarchiv, Oktober 2013
Mehr Informationen unter boecklerimpuls.de

*Angaben von Beschäftigten, Erhebungszeitraum Juli 2012 bis August 2013
** Stand 31.10.2013, mittlere Tarifgruppe 
Quelle: WSI-Lohnspiegel, WSI-Tarifarchiv 2013 | © Hans-Böckler-Stiftung 2013 

Mit Tarif mehr unterm Christbaum
Weihnachtsgeld bekommen von den Beschäftigten* ...

insgesamtmit Tarifvertrag

in der Energieversorgung
(NRW, GWE-Bereich; Ost, AVEU) 

2.994 €

2.707 €

West

Ost

Als Weihnachtsgeld erhalten Beschäftigte** ... 

ohne Tarifvertrag

71 %

41 %
54 %

des öffentlichen Dienstes
(Gemeinden, Jahressonderzahlung
 inklusive Urlaubsgeld) 

2.321 €

1.741 €

in der Metallindustrie
(Nordwürttemberg-Nordbaden;
 Sachsen) 

1.542 €

1.244 €

im Einzelhandel
(Gehälter NRW; Brandenburg) 

1.405 €

1.107 €

in der Landwirtschaft
(Bayern; Mecklenburg-Vorpommern) 

250 €

256 €

Kurz gemeldet

DEMokRatiE: Das Interes-
se an Politik wird stärker von 
der sozialen Herkunft beein-
flusst als vom aktuellen wirt-
schaftlichen Status. Wie aus 
einer Studie des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) hervorgeht, sind 
Arbeitslose und Geringverdie-
ner hierzulande zwar deutlich 

seltener politisch engagiert als 
der Durchschnittseinwohner. 
Dies sei jedoch nicht direkt 
auf Jobverlust oder Einkom-
menseinbußen zurückzufüh-
ren. Vielmehr blieben poli-
tisch aktive Menschen auch 
dann aktiv, wenn sich ihre 
ökonomische Situation deut-
lich verschlechtert. Ein starker 

Zusammenhang zwischen ei-
ner wirtschaftlich prekären La-
ge und geringem politischen 
Engagement lasse sich hinge-
gen für arme bzw. arbeitslose 
Personen nachweisen, deren 
Geschwister ebenfalls stark 
von Armut und Arbeitslosig-
keit betroffen seien. 
DIW, Oktober 2013 

EiNkoMMEN: Arbeitslosen-
geld I reicht oft nicht zum Le-
ben, zeigen Berechnungen 
des IAQ. Knapp 20 Prozent 
der Männer und fast 45 Pro-
zent der Frauen bekommen 
unter 600 Euro im Monat – we-
niger als der durchschnittliche 
Hartz-IV-Bedarf für Alleinste-
hende.   IAQ, November 2013

link zur studie: boecklerimpuls.de


